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Vertrauen in die Polizei und staatliche Institutionen 
Konstanz und Wandel in den Einstellungen der 
Bevölkerung 1984-2011 

von Karl-Heinz Reuband 
 

 

Zusammenfassung 

Auf der Basis bundesweiter Umfragen aus den Jahren 1984 bis 2011 wird un-
tersucht, wie sich in den alten Bundesländern das Vertrauen in die Polizei und 
andere staatliche sowie nicht-staatliche Institutionen verändert hat. Von einer 
schleichenden und fortschreitenden Vertrauenskrise, wie oftmals vermutet, ist 
nichts zu erkennen. Nach einem Rückgang des Vertrauens, den einige Institu-
tionen in den 1980er und frühen 1990er Jahren durchliefen, haben sich die 
Verhältnisse stabilisiert. Zum Teil kam es zwischenzeitlich sogar zu einem Ver-
trauensgewinn. Im Gegensatz zu früher wird der Polizei (zusammen mit der 
Justiz) ein eigenständiger Stellenwert in der Vertrauenszuweisung eingeräumt 
und sie nicht mehr mit den sonstigen staatlichen Institutionen gleichgesetzt. 
Anders als früher gilt ebenfalls nicht mehr, dass die Jüngeren und besser 
Gebildeten der Polizei überproportional Misstrauen entgegenbringen. Die Be-
ziehungen haben sich aufgelöst oder sich sogar in ihr Gegenteil gekehrt. Der 
Einfluss postmaterialistischer Wertorientierungen auf das Institutionenvertrau-
en hat abgenommen.  
 

1. Einleitung 

Wenn es um die Frage des Vertrauens in Institutionen geht, nimmt die Polizei 
in der Bevölkerung traditionell einen hohen Stellenwert ein. Dies gilt nicht 
nur für die Bundesrepublik, sondern auch für die meisten anderen westlichen 
Industriegesellschaften (vgl. Eurobarometer 2005; GfK 2008; Readers Digest 
2011). Allerdings ist fraglich, wie sehr es sich dabei um ein stabiles Phäno-
men handelt. So ist in den letzten Jahren in der Bundesrepublik eine sinkende 
Hemmschwelle in der Gewaltausübung gegenüber Polizeibeamten verzeich-
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net worden (vgl. dazu Ellrich/Pfeiffer/Baier 2010). Gedeutet wurde dies weit-
hin als Zeichen für gestiegene Respektlosigkeit und gesunkenes Vertrauen in 
die Polizei (Süddeutsche Zeitung 2.6.2011). 

Doch nicht nur im Zusammenhang mit Vorkommnissen, die sich in der 
Interaktion zwischen Bürger, Verdächtigen und Polizei abspielen, ist die Fra-
ge nach dem veränderten Vertrauen in die Polizei aktuell geworden. Sie ist es 
auch im Zusammenhang mit der Frage nach der Beurteilung staatlicher Insti-
tutionen. Die staatlichen Institutionen, so eine geläufige These in der interna-
tionalen sozial- und politikwissenschaftlichen Literatur, befänden sich seit 
langem in einer Vertrauenskrise. Mehrere Autoren sehen veränderte Ansprü-
che und Erwartungen in der Bevölkerung als Ursache der Entwicklung. Da-
nach seien die Ansprüche an die politischen Institutionen gestiegen und des-
halb müsse – selbst bei gleicher Effektivität dieser Institutionen – das Ver-
trauen sinken (vgl. Glaab/Kießling 2001: 574). Als eine spezifische Variante 
der These veränderter Ansprüche ist ebenfalls Ingleharts Theorie des Werte-
wandels einzustufen. Ihr zufolge begünstigt die Zunahme des Postmaterialis-
mus in der Gesellschaft ein vermehrtes Streben nach Selbstverwirklichung 
und reduziert das Vertrauen in etablierte Autoritäten und Institutionen (Ingle-
hart 1997a).  

Andere Autoren haben auf die zunehmend komplexen Probleme moder-
ner Industriegesellschaften verwiesen und auf die begrenzten staatlichen 
Möglichkeiten, diesen zu begegnen. In diesem Zusammenhang ist auch die 
Frage des Outputs staatlichen Handelns – sei es auf der wirtschaftlichen oder 
anderen Ebenen – aufgegriffen worden und von der Performanz der Instituti-
on als ein Schlüsselelement der Bewertung gesprochen worden. (vgl. z. B. 
Bok 1997; Mansbridge 1997). Wieder andere Autoren haben auf die Bericht-
erstattung in den Medien rekurriert, die sich – angekoppelt an reale Verände-
rungen oder davon unabhängig – gewandelt hätte und ein zunehmend kriti-
sches Bild staatlicher Institutionen vermitteln würde. Es ist die Rede von 
einer „Medienmalaise“ und davon, dass im Kampf um Quoten die Berichter-
stattung immer mehr durch Sensationalismus und eine einseitige Fokussie-
rung auf negative Ereignisse geprägt sei (vgl. zu den verschiedenen Ansätzen 
auch Dalton 2004; Norris 1999; Nye/Zelikow/King 1997). 

Schließlich gibt es auch noch einen in den letzten Jahren populär gewor-
denen Ansatz, der ausgehend vom Begriff des Sozialkapitales das generali-
sierte Vertrauen zu einem zentralen sozialen Merkmal erhoben hat. Es ist das 
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Verdienst von Robert Putnam, in seiner Arbeit „Bowling Alone“ (Putnam 
2000) den Stellenwert des generalisierten Vertrauens in andere Menschen für 
das gesellschaftliche und politische Zusammenleben in umfassender Weise 
herausgearbeitet zu haben. Putnam zufolge bestimmt das generalisierte Ver-
trauen maßgeblich auch das Vertrauen in Institutionen. Politikverdrossenheit, 
Misstrauen gegenüber Institutionen und rückläufige Wahlbeteiligung sind 
ihm zufolge typisch für die neuere Zeit und allesamt ein Syndrom für den 
Ausstieg der Bürger aus dem gesellschaftlichen Leben und den Rückzug in 
die Privatsphäre.  

Die meisten Autoren sind sich darin einig, dass die Krise des Vertrauens 
in die Institutionen einen Prozess repräsentiert, der längerfristig verläuft und 
nicht durch periodenspezifische Ereignisse allein erklärt werden kann. Die 
Entwicklungen in den USA gelten dafür als eindrucksvoller Beleg (vgl. Blen-
don et al. 1997; Dalton 1999: 67; Orren 1997). Zugleich gilt die Entwicklung 
in den USA als Vorbote einer Entwicklung, die sich früher oder später in an-
deren westlichen Industrienationen vollziehen würde. In der Tat zeigen inter-
nationale Studien, dass das Vertrauen der Bevölkerung in die staatlichen In-
stitutionen – darunter auch in die Polizei – in den meisten Ländern, für die 
Daten zur Verfügung stehen, seit den 1980er Jahren gesunken ist. Das Miss-
trauen in die Politik und die Politiker ist gewachsen (vgl. Dalton 2004; Ing-
lehart 1997b, 1999; Newton/Norris 2000).  

Von der Abwärtsentwicklung des Institutionenvertrauens ist, so scheint 
es, auch Deutschland betroffen. So hat sich IPOS-Umfragen zufolge (die eine 
besonders dichte Zeitreihe für die Zeit Mitte der 1980er bis Mitte der 1990er 
Jahre bieten) das Vertrauen in die staatlichen Institutionen, einschl. der Poli-
zei, zwischen 1984 und 1995 kontinuierlich reduziert (vgl. Groll/Lander 
2000; Rosar 1998). In die gleiche Richtung deuten die – in längerem zeitli-
chen Abstand erhobenen – Befunde der World Value Surveys (vgl. Dalton 
2004). Aber hält dieser Trend auch weiterhin an?  

Die Daten dazu sind lückenhaft. Die IPOS-Zeitreihe zum Institutionen-
vertrauen, erhoben im Auftrag des Bundesministeriums des Innern, wurde 
bedauerlicherweise nach 1995 nicht fortgeführt. Das EMNID Institut, das seit 
1979 Fragen zum Institutionenvertrauen stellt, nahm die Polizei als Instituti-
on erst ab 1986 in die Liste auf. Die letzten Befunde in dieser Zeitreihe stam-
men aus dem Jahr 1999 (Tacke 1999). Das „Eurobarometer“ der Europäi-
schen Kommission bietet im Vergleich dazu aktuellere Daten. Es umfasst seit 



8 [Soziale Probleme]  

23. Jahrgang 2012, Heft 1 Karl-Heinz Reuband 

 
1997 vergleichbare Fragen zum Vertrauen in nationale Institutionen, einschl. 
Polizei. Die neusten Zahlen stammen von 2010.1 Noch aktuellere Informatio-
nen kann man Umfragen des Institut für Demoskopie entnehmen, die den 
Zeitraum von 1991 bis 2011 abdecken – also etwas später einsetzen als die 
IPOS und EMNID Umfragen, aber zeitlich bis in die Gegenwart reichen (Ins-
titut für Demoskopie 2011a).  

Diese Fortschreibung der älteren Datenbestände unterliegt allerdings Be-
schränkungen: sie liegen zum einen darin, dass sich die publizierten neueren 
Daten des „Eurobarometer“ und des Institut für Demoskopie auf Gesamt-
deutschland beziehen (und nicht mehr wie früher auf Westdeutschand, wie 
bei IPOS). Und sie liegen zum anderen darin, dass eine andere Art der Opera-
tionalisierung gewählt wurde als in den IPOS Umfragen. Mal gibt es nur 
zwei Antwortmöglichkeiten (Vertrauen vs. kein Vertrauen), mal Abstufungen 
des Vertrauens in Form einer verbal benannten Vierer Skala oder einer ledig-
lich in den Endpunkten benannten Siebener-Skala etc.. Man kann zwar ver-
suchen, wie es Dieter Walz (1996) getan hat, die unterschiedlichen Operatio-
nalisierungen in den verschiedenen Erhebungen durch Recodierung in eine 
übergreifende Art der Operationalisierung zu überführen. Aber dies ist nicht 
immer unproblematisch und bringt auch nicht immer konsistente Befunde.2 
Solange man jedoch einen Vergleich auf der Grundlage identischer Operatio-
nalisierungen durchführt, ist dies kein Problem.  

Die Befunde des Instituts für Demoskopie aus dem Jahr 2011 wecken 
Zweifel an der These einer fortschreitenden Erosion des Vertrauens. Im Ge-
genteil, es zeichnet sich im Zeitverlauf z. T. sogar eine Erhöhung des Vertrau-
ens ab: bekundeten 1991 63 Prozent der Bevölkerung „sehr viel“ oder „ziem-
lich viel“ Vertrauen in die Polizei, waren es 2011 mit 73 rund zehn Prozent 
mehr. Desgleichen lassen sich in den „Eurobarometer“-Umfragen steigende 
Vertrauenswerte bei der Polizei feststellen. Waren es 1997 und 1999 noch 66 
Prozent der Bürger und Bürgerinnen, die der Polizei (die Frage wurde dicho-
tom gestellt) Vertrauen entgegen brachten, waren es 2000 bereits 74 Prozent, 
2003 78 Prozent und 2005 82 Prozent. Der aktuellste Wert, ermittelt im Jahr 
2010, liegt bei 80 Prozent (würde man die Befragten ohne Meinung nicht aus 
der Berechnung ausklammern, sondern in der Berechnung belassen, wären es 
im Jahr 2010 78 Prozent).3 

Eine Renaissance des Vertrauens in der neueren Zeit erlebten auch andere 
Institutionen, wie die Umfragen des Instituts für Demoskopie belegen. So 
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sank das Vertrauen in die Gerichte bis 2005 zunächst ab und stieg in den Fol-
gejahren erneut an. Vergleichbare Änderungen – Absinken der Vertrauens-
werte bis 2005, gefolgt von erneutem Anstieg – kennzeichnen ferner die Be-
urteilung der Gewerkschaften und der großen Wirtschaftsunternehmen. Und 
ebenfalls, wenngleich weniger akzentuiert, vollzogen sich entsprechende 
Veränderungen in der Beurteilung staatlicher Verwaltung (Institut für De-
moskopie 2011a).  

Zusammengenommen sprechen die Befunde unterschiedlicher Proveni-
enz damit für einen allenfalls zeitweisen und nicht für einen kontinuierlichen 
Rückgang des Vertrauens, wie er in der Literatur gewöhnlich unterstellt wird. 
Einen stringenten Vergleich indes erlauben die Befunde der beiden Zeitrei-
hen aufgrund der unterschiedlichen Operationalisierung des Vertrauens und 
des unterschiedlichen nationalen Bezugs – mal Westdeutschland, mal Ge-
samtdeutschland – nicht. Im Folgenden soll unter Rückgriff auf bundesweite 
Erhebungen, die einen Langzeitvergleich auf der Basis identischer Operatio-
nalisierung bieten, für die alten Bundesländer eine Analyse des Vertrauens in 
die Polizei seit Beginn der 1980er Jahre angestellt werden. Dabei interessiert 
uns (1) die Verbreitung des Vertrauens in die Polizei im Zeitverlauf (2) die 
Entwicklung im Vergleich zu anderen Institutionen (3) der Zusammenhang 
zwischen Vertrauen in Institutionen und Vertrauen in die Polizei (4) die sozi-
okulturellen Einflüsse, die das Vertrauen in die Polizei bestimmen, und wie 
sich diese im Zeitverlauf darstellen. 

2. Methodisches Vorgehen 

Grundlage der Untersuchung sind bundesweite Umfragen in der westdeut-
schen Bevölkerung 18 Jahre und älter aus den Jahren 1984 bis 2011. Die Er-
hebungen der Jahre 1984 bis 2008 stellen face-to-face Befragungen dar und 
wurden im Rahmen des ALLBUS erhoben. Sie basieren auf Random-Stich-
proben, entweder in Form von Random Route Verfahren oder in Form von 
Zufallsstichproben aus den Einwohnernmelderegistern.4 Die Erhebung von 
2011 wurde telefonisch durchgeführt und stützt sich auf zufallsgenerierte Te-
lefonnummern nach dem Gabler/Häder Verfahren.5 Innerhalb des Haushalts 
wurde nach der Geburtstagsmethode ausgewählt (wer 18 Jahre und älter ist 
und zuletzt Geburtstag hatte). Die Erhebung erfolgte vom CATI-Telefonlabor 
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der Universität Düsseldorf mit Studierenden der Sozialwissenschaften als 
Interviewerinnen bzw. Interviewer. 

Die Ausschöpfungsquoten in den Erhebungen variieren über die Zeit und 
unterscheiden sich in ihrer Höhe. In den ALLBUS Erhebungen zeichnet sich 
hierbei längerfristig ein Rückgang ab. Die letzte Erhebung mit Fragen zum 
Vertrauen aus dem Jahr 2008 weist nur noch eine Quote von 41 Prozent auf 
(Wasmer/Scholz/Blohm 2010: 64). Die Werte in unserer Telefonbefragung 
liegen noch niedriger – in Übereinstimmung mit der zwischenzeitlich weiter 
gesunkenen Teilnahmequote an Befragungen (vgl. Aust/Schröder 2009; Reu-
band 2011b) und einer inzwischen auch generell geringer gewordenen Bereit-
schaft zur Teilnahme an Telefonumfragen.6 Dies muss freilich für die Aussa-
gekraft der Befunde kein gravierendes Problem sein. Neuen Studien zufolge 
ist die Höhe der Ausschöpfungsquote in der Regel weniger aussagekräftig für 
die Repräsentativität der erhobenen Daten als oft angenommen, die Effekte 
scheinen in der Regel eher gering (vgl. u. a. Keeter et al. 2006; Koch 1998; 
Kohut et al. 2012, Tripplet 2002). Angesichts dessen halten wir die Unter-
schiede in der Aussagekraft für den Vergleich nicht per se für problematisch 
(vgl. auch Diekmann 2007: 425).7 

Im Folgenden beschränken wir uns auf Westdeutschland. Nur dadurch 
kann das Potential, das sich durch den ALLBUS für die Analyse zeitlichen 
Wandels eröffnet, umfassend genutzt werden: die erste Erhebung, in der Fra-
gen zum Vertrauen gestellt wurden, stammt aus dem Jahr 1984. Ostdeutsch-
land wurde erst ab 1991 einbezogen. Für die Analyse des Wandels in Ost-
deutschland ist die Fallzahl der neusten Erhebung von 2011, die besonders im 
Langzeitvergleich interessiert, zu gering. Die Analyse des Wandels in den 
neuen Bundesländern ist daher zukünftigen Studien mit größerer Befragten-
zahl vorbehalten. Die Zahl der Befragten in den alten Bundesländern in den 
hier herangezogenen Studien reicht von rund 500 bis nahezu 3.000 Befragten.  

Die Frage nach dem Vertrauen in Institutionen wurde in den Erhebungen 
in identischer Weise gestellt. Die Befragten hatten auf einer siebenstufigen 
Skala anzugeben, welches Vertrauen sie den jeweiligen Institutionen entge-
genbringen. Die Skala war jeweils in den Endpunkten benannt, mit „sehr gro-
ßes Vertrauen“ auf der einen und „überhaupt kein Vertrauen“ auf der anderen 
Seite. In den face-to-face Befragungen wurde den Befragten zusätzlich eine 
Liste mit entsprechender Skalierung vorgelegt.8  
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3. Wandel des Vertrauens und Wandel sozialer Einflussfaktoren 

Gemessen an den Antworten der Befragten auf die siebenstufige Skala, wel-
che das Vertrauen in die Polizei misst, überwiegt – wie schon in den anderen 
zitierten Studien – auch in der neueren Zeit die positive Beurteilung. Fasst 
man die Werte 5 bis 7 unter die Kategorien des Vertrauens, so sind es der 
Umfrage von 2011 zufolge etwas mehr als zwei Drittel der Bürger und Bür-
gerinnen, welche der Polizei Vertrauen entgegenbringen. Würde man auch 
noch die mittlere Skalenstufe als Ausdruck von Vertrauen werten, käme man 
gar auf einen Wert von 80 Prozent. Dieses Ergebnis ist nicht einzigartig, ver-
gleichbare Befunde erbringen auch andere Erhebungen.9 Vergleicht man die 
Bewertungen über die Zeit, so finden sich keine Hinweise auf eine Abnahme 
des Vertrauens. Gemessen wiederum an den Werten auf der Skala zwischen 5 
und 7 scheint das Vertrauen sogar leicht gestiegen zu sein: waren es 1984 
und 1994 jeweils 64 Prozent der Bürgerinnen und Bürger, welche der Polizei 
das Vertrauen aussprachen, so sind es 2008 und 2011 67 bis 68 Prozent (Ta-
belle 1). Die Bereitschaft, ein Urteil abzugeben, erscheint dabei über die Zeit 
durchweg hoch zu sein: der Anteil derer, die keine Angabe machten, liegt in 
allen Umfragen bei weniger als ein Prozent.  

Tabelle 1:  Vertrauen in die Polizei im Zeitverlauf (in %) 

 1984 1994 2000 2002 2008 2011 

1 kein 3 2 1 2 2 4 
2 5 4 2 3 4 6 
3 9 8 8 9 8 12 
4 19 22 19 20 18 12 
5 26 27 29 33 30 29 
6 25 25 27 25 27 25 
7 großes 13 12 13 8 11 14 

 100 100 100 100 100 100 
N = 2973 2332 1409  1916   2342  496 

 
Quelle: 1984-2008: ALLBUS, face-to-face Befragung; 2011: eigene Erhebung, Telefonbefra-
gung; Basis: Westdeutschland; Personen 18 Jahre und älter, jeweils Random-Auswahl; Kategori-
sierung: Skala von 1-7 mit Benennung der Endpunkte, 1 = kein Vertrauen, 7 = sehr großes Ver-
trauen. Der Anteil der Befragten, die kein Urteil äußerten, liegt in allen Erhebungen unter 1 Pro-
zent und bleibt aus der Berechnung ausgeklammert.  
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Bezieht man das Vertrauen in andere Institutionen in den Zeitvergleich mit 
ein, so wird nicht nur ein überproportional hohes Vertrauen in die Polizei er-
kennbar, sondern von Anfang an auch dessen außerordentliche Stabilität. 
Demgegenüber sank das Vertrauen in die Bundesregierung und den Bundes-
tag zwischen 1984 und 1994 (und blieb von da an relativ stabil). Auch bei der 
Justiz lässt sich in der Frühzeit ein Abfall konstatieren, der dann – ähnlich 
wie bei den anderen Institutionen – in eine gewisse Stabilität übergeht. Im 
Jahr 2011 freilich erreichten die Gerichte bzw. die Justiz10 dann wieder einen 
höheren Wert als zuvor, höher auch als am Ausgangspunkt der Zeitreihe.11  

Tabelle 2:  Vertrauen in Institutionen im Zeitverlauf (Anteil Vertrauen in %) 

 1984 1994 2000 2002 2008 2011 

Bundesregierung  48 27 28 29 31 28 
Bundestag 50 29 27 33 29 30 
Parteien - - - 16 15 18 
Arbeitgeberverbände - - - - - 29 
Gewerkschaften 32 27 31 - - 39 
Polizei 64 64 69 66 68 67 
Gerichte/Justiz 55 48 49 48 50 58 

„Vertrauen“ hier Werte zwischen 5 und 7 auf einer 7- stufigen Skala mit Benennung der End-
punkte, vgl. Tabelle 1; -  nicht erhoben; Quelle und Basis in dieser und den folgenden Tabellen 
wie Tabelle 1. 

 

Dass der Abwärtstrend in der Bewertung staatlicher Institutionen keine auto-
nome Entwicklung darstellt, sondern eingebunden ist in steigende Politikver-
drossenheit, dafür gibt es verschieden Belege. So ging in der Bundesrepublik 
zwischen 1977 und 2003 die Demokratiezufriedenheit zurück und zeitweise 
erheblich auch der Glaube an die Kompetenz der führenden Politiker. Anfang 
der 1990er Jahre sank massiv die Zufriedenheit mit den politischen Verhält-
nissen, ebenfalls betroffen waren von diesem Trend die Wirtschaftserwartun-
gen (vgl. Feist 1994; Kornelius/Roth 2004). Des Weiteren lässt sich zeigen, 
dass sich in den 1980er Jahren der Postmaterialismus in der Bundesrepublik 
weiter ausbreitete (Marcus 2009: 160), der – Inglehart zufolge – die Autorität 
etablierter Institutionen untergräbt. Selbstentfaltungswerte gewannen in der 
Bevölkerung vermehrt an Unterstützung (vgl. Meulemann 1996).  
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Warum aber setzte sich der Abwärtstrend im Vertrauen in die Institutio-

nen nicht fort, wich zum Teil sogar einem Vertrauenszuwachs? Welche Vari-
ablen auch immer mit welchem Gewicht Einfluss genommen haben sollten, 
sicher ist: Die Parteienverdrossenheit („Sind Sie enttäuscht von den Parteien 
…?“) ist zwar von 1999 bis 2004 gewachsen, doch ist sie anschließend wie-
der gesunken und liegt 2009 mit einem Wert von 31 Prozent auf ähnlichem 
Niveau wie 1991 mit einem Wert von 33 Prozent (Köcher 2009: 253).12 Der 
Trend zum Postmaterialismus ist in der Zwischenzeit einem Umkehrtrend ge-
wichen (vgl. Kaina/Deutsch 2006; Klein/Ohr 2004; Marcus 2009), und kon-
formistische Werte haben in den Erziehungszielen wieder erheblich an Be-
deutung gewonnen (Noelle-Neumann/Peterson 2001: 19 ff., Petersen 2011a). 
Das generalisierte Vertrauen („Glauben Sie, dass man den meisten Menschen 
vertrauen kann?“) ist von 33 Prozent in der Zeit um das Jahr 2000 auf Werte 
über 40 Prozent gestiegen (Köcher 2009: 767).13 Was zusammen genommen 
bedeutet: es gibt in der neueren Zeit keine Anzeichen für eine fortlaufende 
Verschlechterung in den Bedingungen, von denen angenommen wird, dass 
sie dem Vertrauen in Institutionen abträglich sind.14  

4. Performanz und Institutionenvertrauen: wahrgenommene 
Kriminalitätsbedrohung im zeitlichen Verlauf  

Wie verhält es sich mit der Performanz der in unserer Analyse besonders in-
teressierenden Institution, der Polizei? Dass die Bewertung von Institutionen 
von deren wahrgenommener Performanz nicht unabhängig ist, hat sich in der 
Vergangenheit in verschiedenen Untersuchungen gezeigt. Nicht immer ist die 
Analyse stringent – wird z. B. die subjektive Komponente zu Gunsten der 
objektiven vernachlässigt oder ist der Bezug zwischen der gemessenen Reali-
tät und der Institution allenfalls indirekt.15 Gleichwohl: alles in allem gesehen 
deutet sich in den Befunden ein Zusammenhang an (vgl. della Porta 2000; 
Gabriel 1999; Kunz 2009; McAllister 1999; Miller/Listhaug 1999; Rölle 
2009; Roth et al. 2011). Dies gilt auch für unsere Untersuchung. So gibt es 
zwischen der Zufriedenheit mit der Bundesregierung und dem Vertrauen in 
die Bundesregierung eine Korrelation von r = .43 (p<0,001) und zwischen 
dem Vertrauen in die Bundesregierung und der Einschätzung der wirtschaft-
lichen Lage eine Korrelation von r = .12 (p<0,01). Letztere Beziehung ist na-
turgemäß schwächer – ist doch die unmittelbare Zuordnung zum Handeln der 
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Regierung eingeschränkt. Doch von der Richtung her ist die Beziehung stim-
mig. 

Wie es sich mit der wahrgenommenen Performanz der Polizei verhält und 
wie diese zu messen ist, ist indes schwieriger zu beantworten. Fragen, die 
sich unmittelbar auf die Wahrnehmung erfolgreicher Arbeit beziehen, gibt es 
in unserer Untersuchung nicht. Und auch in anderen Untersuchungen fehlt es 
in der Regel an entsprechenden Fragen.16 Ersatzweise könnte man jedoch die 
Wahrnehmung der Kriminalitätsentwicklung oder die Kriminalitätsfurcht als 
Maßstab wählen – unter der Annahme, dass die Wahrnehmung eines Krimi-
nalitätsanstiegs und das Vorhandensein von Kriminalitätsfurcht zugleich et-
was über wahrgenommene Performanzdefizite aussagt. Des Weiteren könnte 
man Indikatoren für Punitivität (wie etwa die Forderung nach härteren Stra-
fen) als Ersatzgröße heranziehen – in der Annahme, dass sich darin in gewis-
sem Maße eine Unzufriedenheit der Bürger mit der gegenwärtigen Sicher-
heitslage ausdrückt und dies Implikationen für die Bewertung von Polizei 
und/oder Justiz hat.17 

Gemessen an der polizeilich registrierten Kriminalität, ist die Kriminali-
tätsbelastung in Deutschland seit Beginn der 1990er Jahre gesunken. Ledig-
lich wenn man sich auf einzelne Deliktformen – wie etwa Körperverletzung 
bezieht – kann man einen Anstieg registrierter Delikte feststellen (Bundes-
kriminalamt 2011). Aus der Perspektive der Bürger ist die Kriminalitätslage 
hingegen nach wie vor mehr durch einen Anstieg als durch einen Rückgang 
gekennzeichnet. Und auch für die Zukunft wird diese Entwicklung für wahr-
scheinlich erachtet. So mutmaßten 47 Prozent der Befragten unserer Erhe-
bung aus dem Jahr 2011, dass die Kriminalität in den letzten Jahren gestiegen 
sei. 38 Prozent meinten, sie sei gleich geblieben. Nur 11 Prozent glaubten an 
einen Rückgang. Fragt man, wie sich die Kriminalität wohl in den nächsten 
Jahren entwickeln würde, wird der Eindruck einer pessimistischen Wahr-
nehmung weiter bekräftigt. So glaubten 55 Prozent an einen weiteren Krimi-
nalitätsanstieg, dagegen nur 32 Prozent an gleichbleibende Verhältnisse und 
sechs Prozent an einen Rückgang.18  

Der Anteil derer, die bei der Frage zur Kriminalitätsentwicklung der ver-
gangenen oder der zukünftigen Jahre keine Antwort zu geben vermochten, ist 
bemerkenswert gering. Bezogen auf die Vergangenheit sind es gerade mal 
zwei Prozent, bezogen auf die Zukunft vier Prozent. Offenbar hat praktisch 
jeder Befragte zu diesem Thema eine Meinung, auch wenn sich diese mehr 
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auf vage Eindrücke als auf spezifische Informationen stützen mag. Denn die 
Gelegenheit, mit den neusten Zahlen der polizeilichen Kriminalstatistik und 
den in ihr abgebildeten Trends konfrontiert zu werden, hält sich üblicher-
weise in Grenzen. Die aktuellen Vorjahreszahlen der polizeilichen Kriminal-
statistik werden – auf Bundes-, Länderebene oder kommunaler Ebene – nur 
einmal jährlich publiziert und finden meist auch nur dann Eingang in die Be-
richterstattung der Medien.  

Die Meldungen nehmen von ihrer Platzierung und ihrem Umfang her 
nicht notwendigerweise eine prominente Stelle in der Berichterstattung ein. 
Oftmals bilden sie auch nur eine Kontrastfolie, um auf Zahlen und Trends im 
eigenen Bundesland oder in der eigenen Kommune einzugehen (Reuband 
2004). Der Anteil der Bürger, welche die aktuellen Meldungen zur neusten 
Bundeskriminalstatistik rezipieren, dürfte überdies beschränkt sein – schließ-
lich liest nicht jeder täglich eine Tageszeitung (heutzutage noch seltener als 
früher). Und selbst wenn er es täte: ob er den Beitrag zur Kriminalitätsent-
wicklung zur Kenntnis nehmen wird, ist keineswegs garantiert. Ob dies ge-
schieht oder nicht, hängt sowohl von der Platzierung und Aufmachung des 
Beitrags wie auch den selektiven Interessen und der selektiven Aufmerksam-
keit des Lesers ab. 

Im Allgemeinen dürfte daher die Wahrscheinlichkeit gering sein, dass 
Trends in der polizeilich registrierten Kriminalität auf Bundesebene zur 
Kenntnis genommen werden. Weitaus größere Bedeutung könnte den All-
tagsberichten in den Massenmedien zukommen und der (zumal in der Boule-
vardpresse) nicht selten anzutreffenden globalen Aussage, dass im Fall der 
Kriminalität alles schlimmer werde. Vor dem Hintergrund der Entwicklungen 
früherer Jahre – es hat ja durchaus einen Anstieg der Kriminalitätsbelastung 
im Langzeitvergleich bis Anfang der 1990er Jahre gegeben – dürften von den 
Bürgerinnen und Bürger die Kassandra-Rufe als Bekräftigung bestehender 
Wahrnehmungen gewertet werden.  

Erwartungsgemäß sind die Antworten auf die Fragen zur vergangenen 
und zukünftigen Kriminalitätsentwicklung nicht unabhängig voneinander. 
Wer meint, die Kriminalität sei in den letzten Jahren gestiegen, meint auch 
eher, sie würde weiter zunehmen (83 %). Und wer einen Rückgang zu erken-
nen glaubt, glaubt eher an eine Stabilität oder einen Rückgang (nur von 21 % 
wird hier ein Anstieg genannt). Befragte, die stabile Verhältnisse in der Ver-
gangenheit zu erblicken meinen, schreiben ebenfalls meist diese Verhältnisse 
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für die Zukunft fort. Wenn sie von diesem Muster abweichen, dann eher im 
Sinn erwarteter Kriminalitätszunahme als Kriminalitätsabnahme (39 % vs. 
7 %). 

Kombiniert man die Angaben auf die beiden Fragen, so zeigt sich: 38 
Prozent der Befragten glauben sowohl, dass in den letzten Jahren die Krimi-
nalität gestiegen sei als auch, dass sie in den nächsten Jahren steigen wird. 
Weitere 14 Prozent glauben, dass sie in den letzten Jahren stabil gebelieben 
sei, aber steigen werde. Und weitere 7 Prozent sind der Ansicht, sie wäre 
gestiegen, aber würde in den nächsten Jahren eher stabil sein. Würde man die 
ersten beiden Optionen als Maßstab nehmen, wären es 52 Prozent der Befrag-
ten, die eine steigende Bedrohung für die Gegenwart als typisch ansehen. 
Würde man die letztgenannte Option einbeziehen, wären es 59 Prozent, die 
eine steigende Bedrohung zumindest für die unmittelbare Vergangenheit un-
terstellen. Die Zahl derer, die in der Vergangenheit oder in der Zukunft ein 
Absinken der Kriminalität erwarten, ist demnach deutlich in der Minderheit. 
Geradezu vernachlässigenswert ist gar der Anteil derer, die meinen, die Kri-
minalität wäre in der Vergangenheit gesunken und würd auch weiter sinken: 
deren Anteil liegt bei unter 1 Prozent aller Befragten.  

Allerdings gibt es aus anderen Umfrageserien Hinweise dafür, dass der 
Anteil derer, die eine Zunahme der Kriminalität in der Gesellschaft unterstel-
len, im Lauf der letzten Jahre geringer geworden ist. So stellte das Institut für 
Demoskopie in den letzten Jahren einem repräsentativen Querschnitt der Be-
völkerung mehrfach die Frage „Haben Sie den Eindruck, dass die Zahl der 
Verbrechen in Deutschland ganz allgemein zunimmt oder würden Sie das 
nicht sagen?“. 1996 meinten daraufhin 80 Prozent der Befragten, die Verbre-
chen nähmen zu, 2002 waren es 71 Prozent und 2006 nur noch 54 Prozent 
(Köcher 2009: 181).19 Gemessen an diesen Antworten schlägt sich die Ent-
wicklung in der polizeilichen Kriminalstatistik also nicht unmittelbar in einer 
entsprechenden Wahrnehmung nieder – selbst der Rückgang der eigenen Kri-
minalitätsfurcht wird üblicherweise unterschätzt (vgl. Reuband 2010) –, aber 
zumindest von der Tendenz her findet sich eine Parallele zu den Veränderun-
gen in der polizeilich registrierten Kriminalitätsbelastung.  

Was bedeutet: das Ausmaß an sozialer – gesellschaftsbezogener – Krimi-
nalitätsfurcht ist in der Bundesrepublik längerfristig gesunken. Gleiches ist 
von der personalen, auf das eigene Erleben ausgerichtete Kriminalitätsfurcht 
zu konstatieren. Diese war zu Beginn der 1990er Jahre jäh auf ein hohes Ni-
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veau gestiegen, ist seit Mitte der 1990er Jahre jedoch rückläufig (Dittmann 
2011: 297; Reuband 1995, 2011a). Auf die Frage, ob man sich durch Verbre-
chen bedroht fühle, meinten so z. B. 1993 noch 60 Prozent der Befragten, sie 
würden sich „sehr“ oder „etwas“ bedroht fühlen. 1997 lag der Anteil bei 56 
Prozent, 2002 bei 55 Prozent und 2006 bei 35 Prozent (Köcher 2009: 177). 
Sinkende Bedrohtheitsgefühle lassen sich weiterhin auf der Ebene spezifi-
scher Delikte – darunter auch in Bezug auf das als besonders bedrohlich 
empfundene Delikt des Einbruchs – feststellen (Reuband 2006). 

Hinweise für eine zunehmende Neigung der Bevölkerung, eine Kluft zwi-
schen erwünschter und tatsächlicher Rechtspraxis wahrzunehmen, gibt es 
nicht. Von einer steigenden Punitivitätsneigung, die Rückwirkungen auf das 
Bild von Polizei und Justiz haben könnte, ist nichts zu erkennen (Reuband 
2011a). Gemessen an den beschriebenen Entwicklungen – sowohl die subjek-
tive Kriminalitätsbedrohung als auch die Punitivität betreffend – gibt es dem-
nach keine Häufung von Problemlagen, aus denen eine aktuelle, besonders 
defizitäre Problemlösungskompetenz der Polizei abgeleitet werden könnte. 
Eher trifft das Gegenteil zu.  

5. Struktur des Vertrauens in Institutionen 

Die Tatsache, dass das Vertrauen in die Polizei resistenter ist gegenüber den 
Veränderungen und Schwankungen über die Zeit als das Vertrauen in andere 
Institutionen, könnte man als Ausdruck einer gewissen Eigenständigkeit wer-
ten. Aber diese Eigenständigkeit mag eher gradueller als substantieller Natur 
sein. In der Tat zeigen frühere Studien auf der Grundlage von Faktorenanaly-
sen, dass das Vertrauen in die Polizei mit dem Vertrauen in staatliche Institu-
tionen auf einem einzigen Faktor lädt und nicht – wie es analytisch durchaus 
naheliegend wäre – zusammen mit den Gerichten auf einem weiteren, davon 
getrennten Faktor (vgl. Groll/Lander 2000; Rosar 1998).  

Um die aktuelle Struktur des Institutionenvertrauens zu ermitteln, führen 
wir für die jüngste Erhebung eine Faktorenanalyse durch. Das Ergebnis ist in 
Tabelle 3 wiedergegeben. Ihr zufolge gibt es – anders als früher – sehr wohl 
eine Differenzierung der Institutionen auf der Ebene des zugewiesenen Ver-
trauens. Danach laden die Bundesregierung, Bundestag und Parteien auf dem 
ersten Faktor, Polizei und Gerichte auf einem zweiten Faktor und Arbeitge-
berverbände und Gewerkschaften auf einem dritten Faktor.  
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Tabelle 3:  Struktur des Vertrauens in Institutionen (Faktorenanalyse) 

 I   II   III 

Bundesregierung  .88 .10 .07 
Bundestag .84 .23 .03 
Parteien .76 .04 .27 
Arbeitgeberverbände .34 .06 .77 
Gewerkschaften -.02  .21 .86 
Polizei .09 .83 .21 
Gerichte/ Justiz .18 .85 .06 

Varianz % 42 18 14 

Erhebung von 2011, Eigenwertkriterium, Varimax-Rotation 
 

Kennzeichnend für den ersten Faktor ist es, dass es sich um Institutionen aus 
dem Bereich der Politik handelt. Die Parteien sind zwar keine staatlichen Ins-
titutionen, sind aber mit diesen unmittelbar via Bundestag und Bundesregie-
rung verbunden. Alle drei Institutionen sind involviert in das politische Ta-
gesgeschehen und zeichnen sich durch eine Mischung partikularer und uni-
versaler Interessen aus. Der zweite Faktor umfasst Institutionen, die universa-
listischen, gemeinwohlorientierten Prinzipien folgen. Sie repräsentieren zu-
dem Institutionen, die der Sicherheit vor Kriminalität und Willkür dienen und 
damit einem gewichtigen Bedürfnis der Bürger entgegenkommen. Der dritte 
Faktor vereint paradoxerweise die Gewerkschaften wie auch die Arbeitge-
berverbände – Institutionen mit divergierenden Interessen und potentiellen 
Konflikten. Was sie eint ist, dass sie Tarifpartner in der Arbeitswelt sind, und 
dies ist vermutlich hier auch das bestimmende Element. 

Die Differenzierung auf der Institutionenebene, so plausibel sie auf den 
ersten Blick erscheinen mag, gab es nicht immer. Frühere Analysen auf der 
Basis von IPOS-Umfragen in der Zeit zwischen 1984 und 1995 erbrachten – 
wie erwähnt – in den Faktorenanalysen jeweils eindimensionale Lösungen. 
Danach luden Polizei, Gerichte, Bundesverfassungsgericht, Bundestag und 
Bundesregierung auf einem einzigen Faktor (Groll/Lander 2000; Rosar 
1988). In ähnliche Richtungen gehen die Befunde früherer Analysen des 
ALLBUS und anderer Erhebungen (vgl. Fuchs/Gabriel/Völkl 2002; Gräf/Ja-
godzinski 1998; Rosar 1998).20 Allerdings lässt sich eigenen Analysen zufol-
ge ebenfalls zeigen, dass in der letzten Erhebung der ALLBUS-Serie zu die-
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ser Thematik – sie stammt von 2008 – Polizei und Gerichte in der Faktoren-
analyse bereits auf einem eigenständigen Faktor laden. Auffällig ist zu dieser 
Zeit weiterhin, dass sowohl Bundestag als auch Bundesregierung nennens-
werte Nebenladungen auf diesem zweiten Faktor aufweisen.21 Dies deutet da-
rauf hin, dass die Separierung von Polizei und Gerichten einerseits und staat-
lichen Institutionen andererseits auf der Bewertungsebene im Jahr 2008 noch 
nicht endgültig vollzogen ist. Dies scheint sich erst in den Folgejahren ereig-
net zu haben, wie es die Erhebung von 2011 nahelegt.  

Die zunehmende Separierung, die in der Faktorenanalyse sichtbar wird, 
lässt sich der Tendenz nach naturgemäß ebenfalls auf der Ebene der Korrela-
tionen zeigen. Danach korreliert 1982 das Vertrauen in die Polizei mit dem 
Vertrauen in die Bundesregierung r = .48, 1994 r = .37 und 2000 r = .32. In den 
folgenden Jahren steigt der Zusammenhang zwar vorübergehend wieder 
leicht an (2002 r = .37, 2008 r = .41); der Ausgangswert der Zeitreihe wird 
jedoch nicht wieder erreicht. Das Jahr 2011 schließlich weist den niedrigsten 
Zusammenhang auf: mit r = .28. Längerfristig sinkende Korrelationen lassen 
sich ferner für den Zusammenhang zwischen Vertrauen in die Polizei und 
den Bundestag dokumentieren, analoges gilt für den Zusammenhang zwi-
schen Vertrauen in staatliche Institutionen und Vertrauen in die Justiz.  

Die Gründe für die zunehmende Ausdifferenzierung im Zeitverlauf sind 
unklar. Analytisch gesehen macht die Ausdifferenzierung Sinn, aber warum 
wurde von den Befragten nicht früher schon eine entsprechende Ausdifferen-
zierung auf der Bewertungsebene betrieben? Womöglich hat die Bevölkerung 
erst im Lauf der Jahre gelernt, dass die Institutionen im Bereich von Recht 
und Ordnung mit ihren spezifischen Funktionen als eigenständige Institutio-
nen wahrzunehmen sind: als Institutionen, die nicht dem Diktat des politi-
schen Systems unterworfen sind, sondern auch gegen diese agieren können. 
Die Tatsache, dass auch die Politik in das Blickfeld von Polizei und Justiz 
geraten kann, hat womöglich mit dazu beigetragen.22 Zunehmende Internali-
sierung demokratischer Normen mögen ebenfalls Einfluss genommen haben. 

6. Soziale und kulturelle Einflüsse auf das Vertrauen 

Studien früherer Jahre haben erbracht, dass Jüngere und besser Gebildete in 
der Regel gegenüber der Polizei (ebenso wie anderen staatlichen Institutio-
nen) eine überproportional große Skepsis entgegenbringen. Das Vertrauen ist 
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bei ihnen geringer ausgeprägt als bei anderen Alters- und Bildungsgruppen 
(vgl. Döring 1990: 82; Gräf/Jagodizinski 1998: 297; Schupp/Wagner 2004; 
Terwey/Pollock 1997: 348). Des Weiteren gibt es Hinweise dafür, dass Män-
nern der Polizei distanzierter gegenüberstehen als Frauen (Schupp/Wagner 
2004). Erklärt werden die Zusammenhänge z. T. mit Akkumulation von Er-
fahrungen (wie im Fall des Alters) oder mit einer generell ausdifferenzierte-
ren kognitiven Kompetenz und Kritikfähigkeit bzw. stärker ausgeprägtem 
Postmaterialismus (wie im Fall der Bildung). Dass sich darin ebenfalls Ko-
horten- oder Periodeneffekte widerspiegeln und zeitspezifische Ereignisse 
abbilden könnten, wird nur in wenigen Studien diskutiert (z. B. Dalton 2005), 
in den meisten Arbeiten allenfalls am Rande erwähnt.  

Um zu klären, wie sehr die beschriebenen Zusammenhänge früherer Stu-
dien heute noch zutreffen, berechnen wir – aufgegliedert nach Jahr der Erhe-
bung – zunächst die Korrelation zwischen Vertrauen in die Polizei und den 
Merkmalen Geschlecht, Alter und Bildung. Die Ergebnisse, sind zusammen-
gestellt in Tabelle 4.  

Tabelle 4:  Korrelation zwischen sozialen Merkmalen und Vertrauen in die Polizei  

 1984 1994 2000 2002 2008 2011 

Geschlecht  .07*** .07*** .03    .01    .02    .09*  
Alter .25*** .16*** .12*** .09*** .07** -.16*** 
Bildung -.26***   -.11***   -.10***   -.06**     .00    .02   

Pearson r; * p < 0,05 ** p < 0,01 *** p < 0,00; Codierung: Geschlecht 1 = Mann, 2 = Frau; Alter in 
Jahren, Bildung: Haupt-/Volksschule = 1, mittlerer Reife = 2, Fachhochschulreife = 3, Abitur, 
Hochschule = 4.  

 
Wie man der Tabelle entnehmen kann, gab es zumindest in einigen Jahren 
einen Geschlechtereffekt: Frauen bringen danach der Polizei ein höheres Ver-
trauen als Männern entgegen. In anderen Jahren ist der Effekt zu gering, um 
statistische Signifikanz zu erreichen. Alles in allem kann man den Effekt so-
mit lediglich als schwach bis marginal bezeichnen. Weitaus bemerkenswerter 
und paradoxer ist, was sich im Bereich der Merkmale Alter und Bildung voll-
zogen hat: sowohl der Effekt des Alters als auch der Bildung schwindet suk-
zessiv im Zeitverlauf und erreicht am Ende der Zeitreihe sogar ein umgekehr-
tes Vorzeichen als zu Beginn der Serie.  
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Lag die Korrelation zwischen Vertrauen in die Polizei und Bildung 1984 

bei r = -.26, belief sie sich 1994 nur noch auf r =  -.11, 2002 auf r = -.06, 2008 
auf r = .00 und 2011 auf r = .02. Was bedeutet: zu Beginn der Zeitreihe brach-
ten die besser Gebildeten weniger Vertrauen der Polizei entgegen als die 
schlechter Gebildeten, in der neusten Zeit aber ist dies nicht mehr der Fall. 
Der Zusammenhang zwischen Bildung und Vertrauen hat sich aufgelöst. 
Noch bemerkenswerter ist der Trend beim Alter: galt 1984, dass das Vertrau-
en in die Polizei mit steigendem Alter wächst (r = .25), gilt inzwischen das 
Gegenteil: mit steigendem Alter nimmt das Vertrauen ab (r = -.16). Die Be-
ziehung hat sich komplett gedreht. 

Nun korrelieren Alter und Bildung miteinander, und so fragt sich, wie 
sehr sich in den Ergebnissen eigenständige oder konfundierende Effekte von 
Variablen niederschlagen. So könnte es z. B. sein, dass sich aufgrund des Zu-
sammenhangs zwischen Alter und Bildung der Alterseffekt allein deswegen 
geändert hat, weil ein Wandel in den Bildungsgruppen stattgefunden und 
nicht weil es einen genuinen Alterswandel gab. Man kann dies mittels der 
Regressionsanalyse prüfen, bei der die eigenständigen Effekte der Variablen 
unter Kontrolle der anderen Variablen bestimmt werden. Die Ergebnisse sind 
dargestellt in Tabelle 5.  

Tabelle 5: Regression: Einfluss sozialer Merkmale auf das Vertrauen in die Polizei. 

 1984   1994   2000   2002   2008   2011   

Geschlecht  .04*    .06**  -.01      .00    .02      .09     
Alter .19*** .14*** .10*** .08** .08*** -.17*** 
Bildung -.20***   -.08***   -.07**     -.04     .02     -.03     

R2 .10     .04    .02     .01    .01     .03    

 
Standardisierter Regressionskoeffizienten der OLS- Regressionsanalyse; paarweiser Ausschluss 
von Werten; * p < 0,05  ** p < 0,01  *** p < 0,001;  
Codierung der Variablen wie in Tabelle 4 

 
Die Befunde bestätigen im Wesentlichen den beschrieben Trend, und sie 
belegen, dass es sowohl einen eigenständigen Alters- als auch einen eigen-
ständigen Bildungseffekt gibt. Gemessen am standardisierten Regressionsko-
effizienten nimmt der Alterseffekt von Jahr zu Jahr ab bis er Ende der Be-
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obachtungsperiode – wie zuvor beschrieben – in einen Effekt mit umgekehr-
ter Beziehung endet. Im Fall der Bildung lässt sich ebenfalls eine Abnahme 
des Effektes feststellen. Am Ende des Beobachtungszeitraums steht eine Auf-
lösung des bisherigen Effekts, statistisch signifikante Zusammenhänge wer-
den nicht mehr erreicht.  

Dass der Effekt beim Alter und der Bildung am Ende der Beobachtungs-
periode – im Jahr 2011 – so markant anders ausfällt als noch wenige Jahre 
zuvor, mag etwas mit kurzfristigen Periodeneffekten, womöglich auch mit 
methodischen Effekten zu tun haben.23 Es ist daher denkbar, dass er unter 
etwas anderen Bedingungen weniger dramatisch von den Effekten der frühe-
ren Jahre abweichen würde. Andererseits aber kann kein Zweifel daran be-
stehen, dass der Befund im Trend liegt: die Abschwächung der Beziehungen 
vollzieht sich kontinuierlich seit Beginn der Beobachtungsperiode, so dass 
eine Umkehrung der Beziehung in neuerer Zeit mit dieser Entwicklung 
durchaus kompatibel ist. 

7. Sozialstruktur, Wertewandel und Institutionenvertrauen 

Was aber sind die Gründe für den beschriebenen Wandel? Hat sich das Image 
der Polizei durch das Handeln der Polizei unter den jüngeren Kohorten geän-
dert? Ausgeschlossen ist dies nicht. Seit den 1980er Jahren hat der Anteil der 
Bürger, die sich an Demonstrationen beteiligt haben, abgenommen (Greif-
fenhagen/Greifenhagen 1993: 413). Desgleichen hat sich die Zahl der De-
monstrationen, in denen es um Atomkraft, Nachrüstung oder Demokratie 
ging und es z. T. heftige Auseinandersetzungen mit der Polizei gab, verrin-
gert.24 Zur Entkrampfung mag ferner die zunehmende Ausbreitung von De-
eskalationsstrategien seitens der Polizei beigetragen haben. Dies könnte dem 
Ansehen der Polizei besonders bei den Jüngeren, die überproportional häufig 
an Demonstrationen teilnehmen, zugutegekommen sein.25  

Sicher ist aber auch: der Trend, der sich in der Beurteilung der Polizei 
abzeichnet, ist nicht für diese Institution allein typisch. Verändert hat sich der 
Stellenwert sozialer Merkmale ebenfalls bei anderen Institutionen. Zum Teil 
kippt hier das Vorzeichen zeitlich sogar schon weitaus früher als dies bei der 
Polizei der Fall ist. So korreliert das Merkmal Alter und Vertrauen in die 
Bundesregierung 1984 r = .20, sinkt dann auf r = .01 im Jahr 2000 ab und er-
reicht 2008 bereits einen Wert mit umgekehrten Vorzeichen von r = -.05. Im 
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Jahr 2011 hat sich dieser negative Zusammenhang sogar noch weiter ver-
stärkt (r = -.12). Analoge Veränderungen kennzeichnen den Zusammenhang 
mit der Bildung: die negative Korrelation geht im Verlauf der Zeit in eine 
positive über: bereits im Jahr 2002 wird ein positiver Wert von r = .08 er-
reicht, 2008 und 2011 liegt er bei r = .09. Und was besonders bedeutsam ist 
(und gegen methodische Besonderheiten der 2011er Erhebung spricht): die 
neusten Ergebnisse liegen auf dem vergleichbaren Niveau der Vorjahre. 

Damit sprechen die Befunde, alles in allem gesehen, für einen grundle-
genden Wandel in dem Verhältnis der Bürger zu den Institutionen. Das grö-
ßere Misstrauen der Jüngeren und besser Gebildeten ist der Tendenz nach 
einem größeren Misstrauen der Älteren und schlechter Gebildeten gewichen. 
Inwieweit sich darin die für die letzten Jahre beobachtete Umkehr des Wert-
wandels niederschlägt – sie betrifft überproportional die Jüngeren und bein-
haltet eine überproportionale Rückkehr zum Konventionalismus und konfor-
men Werten –, sei dahingestellt und bedarf weiterer Prüfung. Im Rahmen 
unserer Analyse steht zur Messung von Wertorientierungen der ALLBUS- 
Studien lediglich der Postmaterialismusindex von Inglehart für längerfristige 
Vergleiche zur Verfügung. Er bildet einen gewichtigen Teilaspekt von Wert-
orientierungen ab, ist mit Wertorientierungen als Ganzes jedoch nicht iden-
tisch. Für Ronald Inglehart kommt dem Postmaterialismus gerade in Bezug 
auf Institutionen, die (wie die Polizei) Autoritäten repräsentieren, eine zentra-
le Bedeutung zu: Postmaterialismus begünstigt ihm zufolge die Kritik an 
Autoritäten und reduziert das Vertrauen in sie (Inglehart 1999). 

8. Postmaterialismus und Institutionenvertrauen 

Wie sehr wird der Postmaterialismus durch die sozialen Merkmale der Be-
fragten mitbestimmt? Und wie sehr wirkt sich der Postmaterialismus auf das 
Vertrauen in die Polizei und andere Institutionen aus? Setzt man den Ingle-
hartschen Postmaterialismusindex mit den Merkmalen Geschlecht, Alter und 
Bildung in Beziehung, lässt sich im Rahmen der OLS-Regressionsanalyse für 
die Zeit 1980 bis 2008 ein minimaler, oft nicht statistisch signifikanter Effekt 
des Geschlechts und ein weitgehender konstanter Effekt der Bildung auf den 
Postmaterialismus nachweisen (Tabelle hier nicht aufgeführt) . Dabei gilt in 
allen Jahren: je höher die Bildung, desto postmaterialistischer die Wertorien-
tierung. Im Fall des Alters jedoch zeichnet sich ein höchst bemerkenswerter 
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Wandel ab. So übte das Alter in den 1980er Jahren noch einen bedeutsamen 
Effekt auf den Postmaterialismusindex aus. Der standardisierte Regressions-
koeffizient liegt bei Werten zwischen -.27 und -.30 (p<0,001). In der Folge-
zeit jedoch schwächt sich dieser Effekt deutlich ab. Im Jahr 2002 findet sich 
nur noch ein Wert von -.10 (p<0,001), im Jahr 2008 ist er gar auf -.04 abge-
sunken. Statistische Signifikanz wird nun nicht mehr erreicht.  

Der Rückgang des Alterszusammenhangs setzte zu Beginn der 1990er 
Jahre ein und hat sich seitdem kontinuierlich fortentwickelt. Vertiefende 
Analyse zeigen, dass der Rückgang des Zusammenhangs im Wesentlichen 
Folge eines gesunkenen Anteils von Postmaterialisten unter den Jüngeren ist. 
Diejenigen, die sich am stärksten zu postmaterialistischen Werten bekennen, 
sind inzwischen die Befragten in den mittleren Altersgruppen. Diese dürfte 
im wesentlichen Resultat eines Kohorteneffekts sein. Die jüngsten Kohorten 
erweisen sich als am stärksten vom Wandel geprägt, neue Trends setzen bei 
ihnen auch am ehesten ein.26 

Tabelle 6:  Regression: Einfluss sozialer Merkmale und des Postmaterialismusindex 
auf das Vertrauen in die Polizei 

   1984 1994 2000 2002 2008 

Geschlecht  .03        .06     -.01     .00    .01     
Alter .14*** .11*** .09**   .07**  .07**   
Bildung -.14*** -.04*     -.04     -.02    .04     
Postmaterialismus -.20**   -.14*** -.15*** -.06*    -.06**   

R2 .13     .05     .04     .01    .01     

 
Standardisierte Regressionskoeffizienten der OLS-Regressionsanalyse; paarweiser Ausschluss 
von Werten;  * p < 0,05  ** p<0,01  *** p < 0,001 
Codierung: soziale Merkmale wie Tabelle 4; Postmaterialismusindex: 1 = materialistisch, 
2 = überwiegend materialistisch, 3 = überwiegend postmaterialistisch, 4 = postmaterialistisch. 

 
Gibt man in einem weiteren Schritt neben den sozialen Merkmalen den Post-
materialismusindex ergänzend in die OLS-Regression zur Erklärung des Ver-
trauens in die Polizei ein (Tabelle 6), so wird deutlich: postmaterialistische 
Wertorientierungen wirken sich in nennenswertem Maße auf das Vertrauen 
in die Polizei nur in den frühen Jahren aus. Wobei – in Übereinstimmung mit 



 [Soziale Probleme]  25 

Vertrauen in die Polizei  23. Jahrgang 2012, Heft 1 

 
den Inglehartschen Erwartungen – gilt: je postmaterialistischer die Befragten 
sind, desto kritischer sind die Befragten gegenüber der Polizei. So liegt der 
standardisierte Regressionskoeffizient bei der Erklärung des Vertrauens in 
die Polizei 1984 bei -.20, 1994 bei -.14, 2000 bei -.15, 2002 und 2008 indes 
nur noch bei -.06. Mithin scheint sich – wie zuvor beschrieben – nicht nur 
partiell der Zusammenhang zwischen sozialen Merkmalen und Postmateria-
lismus aufgelöst zu haben, sondern auch weitgehend der Einfluss des Post-
materialismus auf die Bewertung der Polizei. Da sich ähnliche Auflösungser-
scheinungen in der Bewertung staatlicher Institutionen, wie z. B. der Bundes-
regierung, vollzogen haben,27 handelt es sich offenbar um ein generelles 
Muster des Wandels, das nicht nur das Vertrauen in die Polizei betrifft. 

Warum aber schwindet der Effekt des Postmaterialismus auf das Vertrau-
en in staatliche Institutionen? Könnte es sein, dass heutzutage der Inglehart-
sche Index zur Messung des Postmaterialismus nicht mehr so gut zu gebrau-
chen ist wie früher, weil die in ihm enthaltenen Dimensionen z. T. obsolet 
geworden sind? Noch in den 1990er Jahren mag es angebracht gewesen sein, 
die materialistischen Wertorientierungen über das Bedürfnis nach stabilen 
Preisen zu operationalisieren, in den späteren Jahren mit niedriger Inflations-
rate und gestiegener Arbeitslosenquote jedoch nicht mehr. Stattdessen dürfte 
die Frage der Arbeitslosigkeit einen herausgehobenen Platz im Bedürfnisge-
füge eingenommen haben. 

Um die Bedeutung gewandelter Problemlagen bei der Messung von post-
materialistischen Wertorientierungen nachzugehen, haben wir in der Erhe-
bung von 2011 in einer Splitversion des Fragebogens neben der Originalver-
sion zwei weitere von uns entwickelte Operationalisierungen des Postmateri-
alismus eingesetzt. In dem einen Fall wurde statt „Kampf gegen steigende 
Preise“ der „Kampf gegen die Arbeitslosigkeit“ in den Index aufgenommen, 
das andere Mal sowohl der „Kampf gegen steigende Preise“ als auch der 
„Kampf gegen die Arbeitslosigkeit“ (dafür wurde im letztgenannten Fall auf 
die Vorgabe des Items „Ruhe und Ordnung“ verzichtet). Die neuen Kon-
struktionen reduzieren den Anteil der Postmaterialisten und heben den Anteil 
der Materialisten an. Gleichwohl kann man von keinen grundlegenden Ände-
rungen der Verhältnisse in den Zusammenhängen sprechen. Der Effekt des 
Postmaterialismus-Index nimmt nicht zu.28  

Welchen Stellenwert hat nun der Postmaterialismus für die Effekte sozia-
ler Merkmale auf das Institutionenvertrauen in den Jahren, in denen ein Ef-
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fekt des Postmaterialismus überhaupt bestand? Wenn der Einfluss sozialer 
Merkmale auf das Institutionenvertrauen durch den Postmaterialismus mitbe-
stimmt sein sollte, dann müssten durch die Einbeziehung des Postmaterialis-
mus in die Analyse die Effekte sozialer Merkmale reduziert werden. In der 
Tat sinken der Alters- und ebenfalls der Bildungseffekt ab, sobald der Post-
materialismus als zusätzliche Variable in der Analyse berücksichtigt wird. So 
geht 1984 der Alterseffekt auf das Vertrauen in die Polizei von .19 auf .14 
zurück und der Bildungseffekt von -.20 auf -.14. Desgleichen reduzieren sich 
die entsprechenden Effekte in den Folgejahren, sobald der Postmaterialismus 
mit einbezogen wird (vgl. Tabelle 5 und 6).  

Bedeutsam an dieser Stelle ist jedoch: die Richtung des Effekts bleibt, 
wenn auch numerisch auf niedrigerem Niveau, bestehen. Der Postmaterialis-
mus allein kann daher nicht den beschriebenen Wechsel in den Effekten von 
Alter und Bildung auf das Vertrauen in die Polizei erklären. Ebenso wenig, 
so zeigen weitere Analysen, vermag er die Beziehungen zwischen den sozia-
len Merkmalen und dem Vertrauen in Bundesregierung, Bundestag oder die 
Justiz zu erklären.29 Dies muss gleichwohl nicht ausschließen, dass andere 
Faktoren des Wertewandels, die durch den Postmaterialismus-Index nicht er-
fasst sind, mit zu den veränderten Beziehungen beigetragen haben. 

9. Schlussbemerkungen 

Die Polizei genießt unter den staatlichen und nicht-staatlichen Institutionen in 
der Bevölkerung einen außerordentlich hohen Vertrauenswert. Dieser hat 
sich im Lauf der Zeit als bemerkenswert stabil erwiesen, stabiler als dies bei 
anderen Institutionen der Fall ist. Von einem sinkenden Vertrauen in die Po-
lizei oder in andere staatliche Institutionen ist in den letzten Jahren – anders 
als in der Literatur oft angenommen – nichts zu erkennen. Im Gegenteil: es 
scheint partiell sogar in letzter Zeit einen Vertrauenszuwachs gegeben zu 
haben. Wenn es zu einem Rückgang des Vertrauens bei Institutionen kam, 
dann im Verlauf der 1980er und frühen 1990er Jahre.  

Bemerkenswert ist, das die Vertrauensbewertung der Polizei lange Zeit 
auf das engste mit der Beurteilung anderer staatlichen Institutionen verbun-
den war und sich dieser Zusammenhang erst in den letzten Jahren verringert 
hat. Es scheint, als hätte die Polizei – und ebenfalls die Justiz – in der Wahr-
nehmung und Bewertung der Bürger ein größeres Eigengewicht erfahren. 
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Inwieweit dies auf das Handeln dieser Institutionen zurückgeht oder auf eine 
veränderte Wahrnehmung staatlichen Handelns, ist eine ungeklärte Frage.  

Die Existenz eines engen Zusammenhangs zwischen Polizei und staatli-
chen Institutionen, wie er einstmals existierte, dürfte maßgeblich mit dazu 
beigetragen haben, was lange Zeit galt: dass Änderungen im Vertrauen in die 
Polizei zeitverzögert den Änderungen im Vertrauen in staatliche Institutionen 
folgten. Dieser Befund legt einen Effekt der Wahrnehmung politischer Insti-
tutionen auf die Beurteilung der Polizei nahe. Angesichts dessen ist das Ver-
trauen in die Polizei nicht allein durch polizeiliches Handeln und dessen 
Wahrnehmung erklärbar, sondern nur unter zusätzlicher Einbeziehung des 
gesellschaftspolitischen Kontextes.  

Der wohl spektakulärste Befund unserer Analyse liegt darin, dass sich die 
sozialstrukturellen Determinanten des Vertrauens in die Polizei im Lauf der 
Zeit verändert haben. Dass Jüngere und besser Gebildete der Polizei eher 
reserviert gegenüberstanden und ihr weniger Vertrauen entgegenbrachten als 
die älteren und schlechter Gebildeten, gilt inzwischen nicht mehr. Zum Teil 
zeichnen sich sogar gegenteilige Effekte ab. Womöglich gilt dies auch für 
andere Länder.30 Vermutlich spiegelt sich in der Umkehr der Beziehung eine 
allgemein veränderte Haltung gegenüber Institutionen wieder, partiell durch 
den Wandel in den Werten und Lebensbedingungen mit verursacht. Der 
Wandel hin zum Postmaterialismus, der lange Zeit insbesondere die Jüngeren 
kennzeichnete, ist umgekippt und verläuft inzwischen zu Lasten autonomer 
Werte und zu Gunsten konformistischer Werte.  

Unter den Bedingungen dieses Wandels, so ist zu vermuten, gewinnen 
die staatlichen Institutionen in den vom dem Wandel besonders betroffenen 
Subgruppen wieder mehr an Vertrauen und werden nicht bloß als Einrichtun-
gen wahrgenommen, die den Freiraum von Individuen einengen. Gleichzeitig 
scheint sich unserer Analyse zufolge der Zusammenhang zwischen postmate-
rialistischen Wertorientierungen und der Bewertung der Polizei einerseits und 
staatlicher Institutionen andererseits aufzulösen. Dies könnte bedeuten, dass 
die Bewertung immer weniger den eigenen spezifischen Wertorientierungen 
unterliegt, sondern immer mehr der selbst erfahrenen oder medial wahrge-
nommenen Performanz der Institutionen. Ob der Trend anhalten wird oder 
nicht, kann nicht prognostiziert werden, sondern wird sich erst im Rahmen 
weiterer Studien zeigen.  
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Anmerkungen 

 

1  1991 und 1996 wurden im „Eurobarometer“ ebenfalls Fragen dazu gestellt, allerdings in 
anderer Form als ab 1997 und den Folgejahren (EB36 und EB45.1). 

2  Im ALLBUS 2008 wurde das Vertrauen in die Justiz das eine Mal mit einer lediglich in den 
Endpunkten benannten 7er Skala erfasst (1 = gar kein Vertrauen, 7 = großes Vertrauen), das 
andere Mal im Rahmen des ISSP-Zusatzfragebogens in Form einer verbal benannten 5er- 
Skala („volles Vertrauen, viel Vertrauen, etwas Vertrauen, sehr wenig Vertrauen, gar kein 
Vertrauen“). Fasst man die Werte 5-7 auf der 7er Skala als „Vertrauen“ und vergleicht deren 
Anteil mit dem Anteil für „volles Vertrauen“ und „viel Vertrauen“ auf der 5er-Skala“, 
kommt man auf einen identischen Anteil von 49 Prozent. Im Fall des Vertrauens in den 
Bundestag jedoch differieren die entsprechenden Vertrauensangaben: sie erreichen einen 
Wert von 28 Prozent auf der 7er-Skala und von 20 Prozent auf der 5er-Skala. Bemerkens-
wert ist, dass die beiden unterschiedlichen Formen der Operationalisierung nicht besonders 
stark korrelieren: im Fall des Vertrauens in die Justiz (bzw. „Gerichte und Rechtssystem“) 
mit r = .55 und im Fall des Bundestages r = 57. 

3  Siehe Internetquelle: [http://www.eurofound.europa.eu/areas/qualityoflife/eurlife/index.php? 
template=3&radioindic=125&idDomain=10] sowie aus der Datenbank für die neuere Zeit: 
[http://ec.europa.eu/public_opinion/cf/index.cfm?lang=en]. 

4  Der ALLBUS Datensatz wurde durch GESIS zur Verfügung gestellt (in der kumulierten 
Version als DVD Release 2011.07). 

5  Die Telefonnummern wurden freundlicherweise von GESIS generiert und zur Verfügung 
gestellt. Die Telefonbefragung fand statt in der Zeit Mai bis Juli 2011. 

6  Wo es zu einem Kontakt zur Ziel- oder Kontaktperson kam und eine Befragung in der Situa-
tion prinzipiell möglich gewesen wäre (Personen, mit denen ein anderer Termin vereinbart 
wurde, hier nicht mitgerechnet), nahmen rund 27 Prozent an der Erhebung teil. Die anderen 
verweigerten (meist mit der Begründung, keine Zeit oder kein Interesse zu haben). Unsere 
Erhebung ist in ihrer Teilnahmequote nicht einzigartig: vergleichbare Quoten, bezogen auf 
die kontaktierten Personen, lassen sich sowohl einer neueren bundesweiten Umfrage des In-
stituts für Soziologie der TU Dresden entnehmen als auch einer Vergleichsuntersuchung 
zum gleichen Thema, die von Forsa durchgeführt wurde und sich auf einen professionellen, 
erfahrenen Interviewerstab stützt (vgl. Schneiderat/Schlinzig 2012, eigene Berechnungen). 
In einer bundesweiten Telefonbefragung, die wir (in Kooperation mit Kollegen an den Uni-
versitäten Köln und Duisburg) unter vergleichbaren Bedingungen wie 2011 nahezu 10 Jahre 
zuvor – im Jahr 2002 – durchführten, lag die Teilnahmequote bei Vorhandensein eines Kon-
takts zur Ziel- oder Kontaktperson noch bei 32 Prozent (Meulemann/Beckers 2003: 3; eige-
ne Berechnungen). Erhebungen aus der Zeit der 1990er Jahre (die sich allerdings auf den 
gleichen Ort stützen, in den auch das durchführende Universitätsinstitut angesiedelt war) 
weisen sogar eine noch höhere Teilnahmebereitschaft auf: sowohl bei „Kaltkontakten“, wie 
im Fall der vorliegenden Erhebung. als auch bei „Warmkontakten“, bei denen die Zielperso-
nen zuvor angeschrieben und das Interview angekündigt worden waren. Vgl. Blasi-
us/Reuband 1995, Hüfken/Schäfer 2003, Hüfken 2000; Otte 2004.  

7  Besonders bei niedrigen Ausschöpfungsquoten muss verstärkt geprüft werden, ob es Hin-
weise auf Verzerrungen in den Antwortmustern gibt. Drei Strategien des Vergleichs bieten 
sich an: (1) mit Befunden innerhalb der Serie, die zu einem benachbarten Zeitpunkt erhoben 
wurden (2) mit Trends in den Antwortmustern (3) Falls größere Lücken in der Zeitreihe be-
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stehen: mit anderen Zeitreihen, die Informationen über die zwischenzeitlichen Entwicklun-
gen bieten (in unserem Fall z.B. Institut für Demoskopie 2011a). Gemessen an den drei Kri-
terien erscheinen die Werte der Erhebung von 2011 höchst plausibel. Es ist unwahrschein-
lich, dass Personen mit hohem Institutionenvertrauen mehr als früher überproportional re-
krutiert wurden.  

8  Die Frageformulierung lautete: „Ich nenne Ihnen jetzt eine Reihe von öffentlichen Einrich-
tungen und Institutionen. Sagen Sie mir bitte bei jeder, wie groß das Vertrauen ist, das Sie 
ihr entgegenbringen. 1 bedeutet, dass Sie ihr überhaupt kein Vertrauen entgegenbringen, 7 
bedeutet, dass Sie ihr sehr großes Vertrauen entgegenbringen. Mit den Zahlen dazwischen 
können Sie ihre Meinung abstufen. Wie ist das mit … “? In der Erhebung von 2011 hieß es 
(aufgrund eines Fehlers bei der Programmierung) statt „sehr großes“ „sehr viel“ Vertrauen. 
Die beiden Varianten sind jedoch als funktional äquivalent anzusehen. Auswirkungen auf 
das Antwortverhalten dürften daraus nicht erwachsen. Dies gilt umso mehr, als im Fragebo-
gen bei dem Skalenwert 7 stets der Begriff „sehr groß“ aufgeführt war. Bei Nachfragen zu 
den Antwortkategorien wurde dementsprechend dieser Begriff vorgelesen. 

9  Vgl. Eurobarometer 2005; GfK 2009, Readers Digest 2011. Die Höhe des Wertes variiert 
dabei allenfalls leicht je nachdem, ob die Antwortoptionen lediglich dichotom gestaltet sind 
(Eurobarometer 2005), eine Vierer Skala umfassen (z. B. GfK 2011) oder noch weitere aus-
differenziert sind. Online-Umfragen, die sich lediglich auf Online-Nutzer beziehen (und 
oftmals niedrigere Werte ermitteln), fallen naturgemäß aus dem Vergleich heraus. Sie lassen 
Aussagen über die Gesamtbevölkerung nicht zu.  

10  In unserer 2011 Erhebung wurde in einem Split mal der Begriff „Gerichte“, mal der Begriff 
„Justiz“ verwendet. Statistisch signifikante Unterschiede ließen sich in den Antwortvertei-
lungen nicht feststellen, weswegen wir die beiden Operationalisierungen zusammenfassen 
und im Folgenden synonym von Gerichten oder der Justiz sprechen. 

11  Einen ähnlichen Anstieg im Vertrauen zur Justiz belegen Umfragen des Instituts für Demo-
skopie. Gleiche Entwicklungen gelten für die Gewerkschaften (Institut für Demoskopie 
2011a, 2012). Die Zahl derer, die eine gute Meinung von den Gewerkschaften haben, hat 
sich in der Zeit zwischen 2000 und 2012 kontinuierlich erhöht: von 23 % auf 41 % (Institut 
für Demoskopie 2012). Einen Anstieg des Vertrauens in die Gewerkschaften dokumentieren 
– bezogen auf die Zeit zwischen 2007 und 2009 – ebenfalls infratest-Umfragen (infratest 
2009). Die Tatsache, dass in den letzten Jahren, nach einer Periode sinkender Mitglieder-
schaft, bei den Gewerkschaften wieder Zuwächse in der Zahl neuer Mitglieder zu verzeich-
nen sind (Süddeutsche Zeitung 30.1.2012), ist möglicherweise ein Zeichen dafür, dass sich 
die veränderten Sympathiewerte ebenfalls auf der Verhaltensebene – in Form der Organisa-
tionsmitgliedschaft – niederschlagen. 

12  Das Ansehen von Politikern, ermittelt anhand einer Liste von Berufen, von denen fünf aus-
zusuchen wären („…vor denen Sie am meisten Achtung haben“), ist demgegenüber seit den 
1970er Jahren kontinuierlich gesunken (Institut für Demoskopie 2011b). Man darf diese 
Veränderung jedoch nicht absolut, sondern muss sie auch relational sehen: gewinnen andere 
Berufe an Ansehen, müssen die Politiker aufgrund der Beschränkung auf fünf Wahlmög-
lichkeiten zwangsweise seltener genannt werden. Es gibt allerdings auch noch andere Be-
funde, die sich auf andere Frageformulierungen stützen und nicht den genannten Einschrän-
kungen unterliegen. Diese belegen längerfristig einen Ansehensverlust von Politikern. Er ist 
freilich in den letzten Jahren weniger stark gewesen als in den Jahren zuvor (vgl. zu diesen 
Trends: Petersen 2011b). 
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13  Zu fragen wäre auch, ob das generalisierte Vertrauen überhaupt Auswirkungen auf das 
Vertrauen in Institutionen hat. Die bisherige Forschung deutet auf schwache bis keine Zu-
sammenhänge auf der individuellen Ebene hin, jedoch auf starke Zusammenhänge auf der 
Aggregatebene – so etwa im Ländervergleich (vgl. z.B. Newton/Norris 2000: 63 ff., 71). In 
unserer Untersuchung korreliert das generalisierte Vertrauen nicht mit dem Vertrauen in die 
Polizei oder die Justiz, wohl aber mit dem Vertrauen in die Bundesregierung, den Bundestag 
und die Parteien: in den OLS-Regressionsanalysen unter Kontrolle der Merkmale Ge-
schlecht, Alter und Bildung liegen die standardisierten Regressionskoeffizienten – in statis-
tisch signifikanter Weise – zwischen beta = .10 und .15. Bei Zusammenfassung mit einem 
weiteren Item („Die meisten Menschen denken nur an sich und nicht an andere“), steigen die 
Werte, im Fall des Vertrauens in den Bundestag gar auf beta = .18 (p < 0,001). Manche Auto-
ren meinen, der Kausaleffekt wäre anders als von Putnam spezifiziert und würde umgekehrt 
verlaufen: vom Institutionenvertrauen hin zum generalisierten Vertrauen (z. B. Freitag/Büh-
lemann 2005). Mangels Analyse zeitlicher Veränderungen und mangels entsprechender Pa-
nelstudien fehlen indes empirische Belege. 

14  Leider gibt es für Deutschland keine längerfristig angelegten Inhaltsanalysen der Medienbe-
richterstattung, die im Bereich der Politik Aussagen zur „Medienmalaise“ erlauben würden. 
Unklar sind ebenfalls die Auswirkungen der Berichterstattung auf die Rezipienten. So hat 
die Forschung auf der individuellen Ebene nur schwache bis keine Zusammenhänge zwi-
schen Politikverdrossenheit und Mediennutzung erbracht (vgl. Blendon 1997; Gabriel 1999; 
Maurer 2003a; Newton 1999; Norris 2000; Wolling 2001). Darauf deuten ebenfalls unsere 
Befunde hin (jeweils unterstellt, dass private Fernsehsender im Kampf um die Quote stärker 
an Sensationalismus und Negativmeldungen orientiert sind). So prüften wir in unserer Un-
tersuchung den Zusammenhang zwischen Vertrauen in Institutionen und – relativ grob er-
fasster – häufiger Nutzung der privaten Fernsehsender (unter Kontrolle der häufigen Nut-
zung von ARD/ZDF und der dritten Programme sowie unter Kontrolle sozialer Merkmale). 
Hier gab es keinen Effekt. Wie sich die Situation im Langzeitvergleich bei kumulativer Be-
richterstattung darstellt, ist eine andere Frage. Im Übrigen wäre im Zusammenhang mit der 
Frage der langfristig wirkenden Folgen der „Medienmalaise“ auch zu prüfen, in welchem 
Umfang das Vertrauen in die Medienberichterstattung den Effekt der Medienberichterstat-
tung selbst beeinflusst, diesen womöglich gar aufhebt. So könnte z. B. ein in der Bevölke-
rung sinkendes Vertrauen in die Medien zur Folge haben, dass Steigerungen in der negati-
ven Politik-Berichterstattung sich nicht in analoger Weise in den Einstellungen der Bevölke-
rung niederschlagen. 

15  So wird in mehreren Studien die Wirtschaftsentwicklung zum Maßstab genommen, nicht 
aber deren Wahrnehmung durch die Bevölkerung. Oder es werden Objekt-Bezüge herge-
stellt, die in diesem Maße nicht gegeben sind - etwa dann, wenn die wirtschaftliche Ent-
wicklung mit dem Vertrauen in Parteien in Beziehung gesetzt wird (statt in die Regierung) 
(so z. B. bei McAllister 1999, Miller/Listhaug 1999). 

16  Die Datenlage ist spärlich. So gibt es keine Fortsetzung der Zeitreihe zur Beurteilung des 
Verhaltens der Polizei bei Demonstrationen (vgl. EMNID für die Jahre 1967, 1976 und 
1986: EMNID 1987) oder zur Beurteilung der Polizei hinsichtlich der Gleichbehandlung 
von Personen, die mit ihnen in Kontakt kommen (Herz 1979: 2007, ALLBUS 1980). Des 
Weiteren mangelt es an Informationen über Kontakte mit der Polizei und deren Bewertung. 
Informationen dazu gibt es lediglich sporadisch und dann meist nur auf lokaler Ebene (z. B. 
Polizei Bremen o.J.). Zu eine mehrdimensionalen Beurteilung der Polizei auf lokaler Ebene, 
erhoben im Jahr 2002 (aber später nicht repliziert), siehe Focus 2002. Zu dem Versuch, ein 
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differenzierteres Instrumentarium zur Messung des Vertrauens in die Polizei, dessen Legiti-
mität und Arbeit zu entwickeln, siehe Gallagher et al. 2001; Jackson et al. 2011. 

17  Hinweise für einen Einfluss der Kriminalitätsfurcht auf das Vertrauen in die Polizei finden 
sich in amerikanischen, britischen und lateinamerikanischen Untersuchungen. Danach 
nimmt das Vertrauen in die Polizei mit steigender Kriminalitätsfurcht ab (vgl. Ahmad/ Mc-
Namara/Batistia Pereira 2011; Beatty et al. 2005: 30 ff.). Deutsche Untersuchungen legen 
nahe, dass der Einfluss der Kriminalitätsfurcht in erster Linie indirekt – vermittelt über die 
Zufriedenheit mit der Kriminalitätsbekämpfung – verläuft (Groll/Lander 2000: 108 f., vgl. 
zum Einfluss auf die Zufriedenheit mit der Kriminalitätsbekämpfung auch Reuband 1999: 
19). Dies würde bedeuten, dass Zuschreibungsprozesse – ob die Kriminalität Folge eines 
Versagens der Polizei ist oder nicht – eine entscheidende Schlüsselvariable darstellen. Auch 
ist zu fragen, ob die Bedeutung der Kriminalitätsfurcht womöglich primär von spezifischen 
Ereignissen und Mobilisierungs- sowie Definitionsprozessen abhängig ist (etwa „Law and 
Order“ Kampagnen). Dann würde es sich um eine Beziehung handeln, die latent angelegt ist 
und bei der die wahrgenommene Kriminalitätsbedrohung nur zu bestimmten Zeiten und be-
stimmten Bedingungen ihre Wirkung auf das Vertrauen in die Polizei entfaltet. In unserer 
Untersuchung von 2011 ergaben sich in der multivariaten Analyse unter Kontrolle der 
Merkmale Geschlecht, Alter und Bildung keine statistisch signifikanten Beziehungen der 
Kriminalitätsfurcht zum Vertrauen in die Polizei: weder bei der Sorge, auf der Straße über-
fallen zu werden, noch bei der Wahrnehmung vergangener oder zukünftiger Kriminalitäts-
entwicklung. Im Fall der Sorge, Opfer eines Wohnungseinbruchs zu werden, ergab sich so-
gar eine umgekehrte Beziehung: wer sich mehr sorgte, vertraute der Polizei häufiger. Fragen 
zur Zufriedenheit mit der Kriminalitätsbekämpfung durch die Polizei, die einen Schlüssel 
für die Auswirkungen der Kriminalitätsfurcht auf das Vertrauen bieten könnten, wurden lei-
der nicht in der Erhebung gestellt.  

18  Die übrigen Befragten gaben sonstige Antworten oder meinten, keine Angaben machen zu 
können („weiß nicht, keine Angabe“). 

19  Ein direkter Vergleich mit unseren Befunden ist nicht möglich, da die Frage des Instituts für 
Demoskopie den Zeitbezug nicht weitere differenziert. Denkbar ist, dass manche der Befrag-
ten hier in erster Linie an die Vergangenheit denken, andere an die Zukunft oder beide Zeit-
dimensionen einbeziehen. Würde man in unserer Untersuchung den Anteil derer zugrunde-
legen, die sowohl in der Vergangenheit als auch der Zukunft einen Anstieg wahrnehmen, 
hieße dies, dass dieser Anteil (38 %) unter dem des Jahres 2006 liegt. Nur wenn man den 
Anteil derer zusätzlich miteinbeziehen würde, die in der Vergangenheit Stabilität und in der 
Zukunft einen Anstieg der Kriminalität erwarten, liegt der jüngste Wert höher. 

20  Wenn sich hier in den Publikationen z. T. eine Ausdifferenzierung auf mehrere Faktoren 
findet, dann erst wenn diese durch den Forscher aus analytischen Gründen durch Vorgabe 
der Faktorenzahl künstlich erzwungen wurde: so z. B. auf der Basis des World Value Survey 
für die Zeit 1995-97 bei Fuchs/Gabriel/Völkl (2002: 36), ähnlich auf der Basis einer Er-
hebung von 2003 bei Gabriel und Völkl für die neuen Bundesländer. Für die alten Bundes-
länder wurde das übliche Kriterium zur Bestimmung der Faktorenzahl – eines Eigenwertes 
von 1.0 – knapp erreicht (vgl. Gabriel/Völkl 2005: 180 f.). Dass es in einer 1998 durchge-
führten Erhebung andererseits eine Differenzierung wie in unserer Erhebung von 2011 gibt 
(Gabriel 1999: 209), mag damit zusammenhängen, dass neben Fragen zum Institutionenver-
trauen eine ganze Reihe anderer Fragen zum Thema Politik in die Faktorenanalyse eingin-
gen. Dies mag die Herausbildung eines eigenständigen politischen Faktors begünstigt haben.  
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21  Auf dem zweiten Faktor der Varimax-rotierten Version liegen als Nebenladung der Bundes-
tag mit .52 und die Bundesregierung mit .46. Auf dem ersten Faktor laden der Bundestag 
mit .59 und die Bundesregierung mit .66. Damit ist im Fall des Bundestages der erste Faktor 
nur minimal stärker mit dieser Institution verbunden. Die Parteien sind dagegen deutlicher 
dem ersten Faktor zugerechnet: mit .76 und lediglich mit einem Wert von .19 auf dem zwei-
ten Faktor, auf dem Polizei und Gerichte laden. 

22  In diesem Zusammenhang wäre eine Inhaltsanalyse der Medienberichterstattung zu diesem 
Thema von Interesse, Ergebnisse im Zeitvergleich liegen jedoch nicht vor. Zum Verhältnis 
von Polizei und Politik siehe allgemein auch Winter 1997. 

23  Der Vertrauensanteil liegt 2011 bei den 18-29jährigen bei 78 Prozent (2008: 62 %), bei den 
30-44jährigen bei 73 Prozent (2008: 73 %), bei den 45-59jährigen bei 65 Prozent (2008: 67 
%), bei den 60-74jährigen bei 50 Prozent (2008: 70 %) und bei den über 75jährigen bei 76 
Prozent (2008: 76 %). Da die Jüngeren häufiger als die Älteren lediglich über einen Mobil-
funkanschluss verfügen und nicht mehr über Festnetz, wäre prinzipiell denkbar, dass hier ei-
ne Erklärung für die Unterschiede im Vertrauen liegen könnte. Doch sprechen empirische 
Befunde gegen diese Annahme. Berechnet man auf der Basis des European Social Survey 
von 2008-2009 für die 18-29jährigen den Anteil derer, die der Polizei positiv gegenüberste-
hen (Werte 7-10 auf der 10er Skala) einmal für die Gesamtheit der Befragten und einmal nur 
für denjenigen mit Festnetzanschluss (= 87 % in der Altersgruppe), unterscheiden sich die 
Vertrauenswerte lediglich um einen Prozentpunkt. Des Weiteren ist vorstellbar, dass die Äl-
teren aufgrund größerer kognitiver Probleme in Befragungen (vgl. u.a. Reuband 1998) – 
insbesondere durch das Fehlen einer Vorlage mit Skalenbenennung (wie in der face-to-face 
Befragung) – zu fehlerhaften Antworten verführt wurden. Doch müssten davon besonders 
die älteste Gruppe der über 75jährigen betroffen sein. Dies ist jedoch nicht der Fall: betrof-
fen sind die 60-74jährigen. Hinweise dafür, dass sich die 60-74jährigen durch eine im Ver-
gleich zu anderen (auch älteren) Altersgruppen überproportional hohe Kriminalitätsfurcht 
auszeichnen und deshalb kritischer urteilen könnten, finden sich nicht.  

24  Lange Zeit standen zur Beschreibung des Demonstrationsgeschehens Statistiken der Polizei 
zur Verfügung, auch mit Angaben zum Vorkommen von Gewalt (vgl. Reuband 1984). Seit 
den 1980er Jahren werden diese Statistiken vom Bundesinnenministerium nicht mehr er-
stellt, so dass man gezwungen ist, auf andere Quellen zurückzugreifen, wie etwa Berichte in 
Zeitungen (Neidhardt/Rucht 1999). Es ist allerdings nicht ausgeschlossen, dass im Lauf der 
Zeit der „Neuigkeitswert“ (vgl. Galtung/Ruge 1973) von Demonstrationen aus Sicht von 
Zeitungen abgenommen hat und deswegen deren Aussagekraft für Trendaussagen – vor al-
len zu Fragen der Gewaltanwendung – eingeschränkt ist. Analysen auf der Basis von Analy-
sen der Zeitungsberichterstattung deuten darauf hin, dass die Zahl bundesweiter Demonstra-
tionen seit den 80er und 1990er Jahren abgenommen hat und dass vor allem die Themen 
Atomkraft und Demokratie an Bedeutung verloren haben. 

25  1984 bekundeten unter den 18-29jährigen nur 52 Prozent Vertrauen in die Polizei, 1994 ist 
der Wert auf 62 Prozent angestiegen und liegt 2000 und 2002 bei 64 Prozent, 2008 bei 62 
Prozent, 2011 liegt er schließlich gar bei 78 Prozent. Wenn man bedenkt, dass gerade mal 
drei Jahre zwischen 2008 und 2011 vergangen sind, muss man den weiteren Anstieg freilich 
als besonders auffällig erachten, so dass auch noch alternative oder ergänzende Erklärungen 
in Betracht zu ziehen wären.  

26  Die 18-29jährigen erweisen sich 1980 zu 28 Prozent als rein postmaterialistisch. Dieser An-
teil steigt von dort an von Jahr zu Jahr bis er in dieser Altersgruppe schließlich im Jahr 1990 
einen Wert von 50 Prozent erreicht. Von da an sinkt er wieder: auf 44 Prozent im Jahr 1991, 
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auf 34 Prozent im Jahr 1992 bis 21 Prozent im Jahr 2010. Die 30-44jährigen weisen in der 
ALLBUS Erhebung von 2008 einen Wert von 20 Prozent auf, die 45-59jährigen von 22 Pro-
zent, die 60-74jährigen von 17 Prozent und die über 75jährigen von 9 Prozent. Die mittleren 
Altersgruppen unterscheiden sich in der neueren Zeit demnach nur noch minimal von den 
anderen Altersgruppen, es gibt überall nahezu die gleichen Werte, von den über 75jährigen 
abgesehen.  

27  Der standardisierte Regressionskoeffizient für den Effekt des Postmaterialismus auf das 
Vertrauen in die Bundesregierung liegt 1984 bei -.26 (p < 0,001), 1994 bei -.16 (p < 0,001), 
2000 bei -.08 (p < 0,01), 2002 bei -.06 (p < 0,05) und 2008 bei -.06 (p < 0,01). 

28  Die Prüfung alternativer Operationalisierungen macht nicht nur Sinn, weil sich die wirt-
schaftlichen Probleme im Lauf der Zeit gewandelt haben, sondern auch weil ein Problem im 
Zusammenhang unserer Diskussion darin besteht, dass das Ziel „Recht und Ordnung“ Be-
standteil des Original-Index ist und damit ein Bezug unmittelbar mit der Institution der Poli-
zei hergestellt ist. In der dritten Splitversion wurde daher von uns das Ziel „Recht und Ord-
nung“ durch das Ziel „Kampf gegen die Arbeitslosigkeit“ ersetzt. In der Originalversion 
liegt der Anteil der Postmaterialisten (einschl. postmaterialistischem Mischtyp) bei 61 Pro-
zent, in der Fassung „Arbeitslosigkeit statt Inflation“ bei 59 Prozent und der Fassung „Ar-
beitslosigkeit und Inflation“ bei 51 Prozent. Die höchste Korrelation zwischen Postmateria-
lismus und Vertrauen in die Polizei findet sich für die Originalversion des Index (N = 178) – 
das übliche statistische Signifikanzniveau (von .05 und niedriger), wird allerdings verfehlt 
(r = .13, p < 0,96). In der Version „Arbeitslosigkeit statt Inflation“ (N = 121) liegt die Korrela-
tion noch niedriger: bei r = .03 (n. s.) und in der Version „Arbeitslosigkeit und Inflation“ 
(N = 139) bei r = .02 (n. s.). Die einzige Institution, die eine statistisch signifikante Beziehung 
auf dem üblichen Niveau in der Originalversion eingeht, ist die Gewerkschaft mit r = .20 
(p < 0,01). In der Fassung „Arbeitslosigkeit statt Inflation“ liegt der Wert sogar bei r = .26 
(p < 0,01). Wobei gilt: Je höher der Postmaterialismus, desto größer das Vertrauen in die 
Gewerkschaften. 

29  Wir haben die Vergleiche nicht nur auf der Basis der standardisierten Koeffizienten durch-
geführt, wie sie in der Tabelle aufgeführt und im Text erwähnt sind. Auch der Vergleich auf 
der Ebene der unstandardisierten Koeffizienten ergibt analoge Ergebnisse. 

30  So wird für Großbritannien – anders als für Deutschland – in der Zeit zwischen 1964 und 
2004 eine kontinuierliche Erosion des Vertrauens in die Polizei berichtet (hier gemessen 
über die Zufriedenheit mit der Arbeit der lokalen Polizei). Von besonderem Interesse im Zu-
sammenhang mit unserer Diskussion ist: die Älteren sind vom dem Rückgangs des Vertrau-
ens stärker betroffen als die Jüngeren. Bei den Jüngeren bleiben die Vertrauenswerte stabil, 
steigen sogar im Zeitverlauf leicht an (Bradford 2011: 184).  
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Trust in the Police and State Institutions in Germany 
Stability and Change in People’s Attitudes 1984-2011 

Abstract 

 
The focus of the paper is on trust that people in West Germany have in the 
police and other state and non-state institutions. Nationwide surveys from 
1984 to 2011 are the empirical basis. In contrast to widespread assumptions 
one cannot find a continuous erosion of trust over time. After the decline in 
trust that some institutions underwent in the late 1980s and early 1990s the 
respective figures have stabilized. In contrast to earlier times the police (to-
gether with the courts) is seen as a separate entity in the evaluation and not 
seen any more as part of the state institutions in general. In contrast to earlier 
times it is not the young and better educated who show the greatest distrust 
into the police. The relationship has diminished or even given rise to the con-
trary. The influence of postmaterialist values on trust into institutions has 
diminished. 
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